
Rechtlicher Hinweis:

Alle Bauleitpläne dienen zu Informationszwecken und sind kein amtlicher Nachweis!

Planungsrechtliche Auskünfte können nur nach den Originalplänen erteilt  werden.

Die Daten werden mit der zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben erforderlichen Sorgfalt geführt. 
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Die Weitergabe der Daten oder eines daraus erstellten Produktes bzw. die Einspeisung in Informationsnetze

bedarf einer gesonderten Genehmigung.



Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches -BauGB-,
§§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung -BauNVO-)

Allgemeine Wohngebiete
(§ 4 BauNVO)

Baugrenze

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Verkehrsberuhigter Bereich

Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 BauGB)

Öffentliche Grünflächen

Sonstige Festsetzungen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen,
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB), siehe textliche Festsetzung Nr. 8

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten,
oder Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes
(§ 1 Abs. 4, § 16 Abs. 5 BauNVO)

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Sonstige Darstellung

Umgrenzung von Flächen, bei denen besondere Vorkehrungen
gegen Einwirkungen des früheren Bergbaus notwendig werden können

KENNZEICHNUNGEN

(§ 9 Abs. 5 BauGB)

Luftschacht auf dem Hasenwinkel-Himmelscroner-Erbstollen

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME

Laufgraben

Schützenloch

gesicherter Schacht der Zeche Fortuna

• Erdgashochdruckleitung (L.-Str. 5020)

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

• 110-kV-Hochspannungsfreileitung  - Abzweig Weitmar, BL. 1797

Vorgartenbereiche, siehe textliche Festsetzung Nr. 6, 7, 11.5, 11.6

bergbaulicher Einwirkungsbereich auf Niveau Felsoberkante

Abspannmast

Abweichende Bauweise, siehe textliche Festsetzung Nr. 4

Maß der baulichen Nutzung
(§ 5 Abs. 2 Nr. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Geschossflächenzahl als Höchstmaß

Grundflächenzahl, siehe textliche Festsetzung Nr. 3.2

Höhe der baulichen Anlagen 143,0 m über NHN als Höchstmaß,
siehe textliche Festsetzung Nr. 3.1

Fuß- und RadwegF+R

Schutzstreifen

• Ferngasleitung  (Nr. 64/5/2, DN 400 + Ausblaseleitung DN 150)

FußwegF

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen
und Gemeinschaftsanlagen
(§ 9 Abs.1 Nr.4 BauGB), siehe textliche Festsetzung Nr. 7

Zweckbestimmung: Spielwiese, siehe textliche Festsetzung Nr. 9.1 

• Lärmschutzwand (ABCD), siehe textliche Festsetzung Nr. 10.2

• Lärmpegelbereiche, siehe textliche Festsetzung Nr. 10.1

Höhenbezugspunkt für Festsetzungen in Metern über NHN
(§ 9 Abs.3 BauGB)

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs.1 Nr. 20, 25a BauGB)

Anpflanzung eines Baumes, siehe textliche Festsetzung Nr. 9.2

GemeinschaftsgaragenGGa

Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen
(§ 9 Abs.1 Nr.24 BauGB)

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß, siehe textliche Festsetzung Nr. 3.3

Zahl der Vollgeschosse, zwingend

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen
(§ 5 Abs.2 Nr.4 und Abs.4, § 9 Abs.1 Nr.13 und Abs.6  BauGB)

oberirdisch

unterirdisch

LPB III

Heckenpflanzung, siehe textliche Festsetzung Nr. 9.5

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung
von Natur und Landschaft, siehe textliche Festsetzung Nr. 9.1

• Fernmeldekabel (A30284)

Offene Bauweise
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Bauweise

9.3      Begrünung von Garagendächern

Dächer von Garagen/Gemeinschafts- und Tiefgaragen (Flachdächer und flach geneigte Dächer bis
max. 15° Dachneigung) sind mindestens extensiv zu begrünen. Die Mindestdicke der Substratschicht
beträgt für die Dachbegrünung von Garagen und Gemeinschaftsgaragen 8 cm und für die
Dachbegrünung von Tiefgaragen 25 cm. Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten. Von der
Dachbegrünung ausgenommen sind Terrassen und Zuwegungen sowie verglaste Flächen und
technische Aufbauten.

Bei extensiven Dachbegrünungen sind artenreiche buntblühende, rasenbildende Arten, die
Extremstandorte tolerieren, zu verwenden. Für eine artenreiche Dachbegrünung (im Vergleich zu einer
ausschließlich nur mit Sukkulenten besetzten) ist eine stärkere Substratschicht erforderlich. Zusätzlich
können zur schnelleren Begrünung Sedumsprossen und einjährige Arten eingebracht werden. Der
Kräuter- und Gräseranteil sollte jeweils zu beiden Teilen 50% betragen. Absonnige Dachflächen sind
mit schattenverträglichen Pflanzeinsaaten oder Flachballenpflanzen (vorgezogene Stauden) zu
begrünen.

9.4      Begrünung der Lärmschutzwand

Die im Bebauungsplan festgesetzte Lärmschutzwand ist zu begrünen. Abhängig davon, wie die
Lärmschutzwand in Material ausgestaltet wird, sind geeignete Arten an Kletterpflanzen zu wählen, die
mit oder ohne Rankgerüst vorgesehen werden können.

Generell gilt:
- Die Bepflanzung ist auf Platzangebot und Standortbedingen abzustimmen.
- Die Pflanzung ist so zu konzipieren, dass sie mindestens 75% der Wandfläche dauerhaft bedeckt.
- Ausfälle sind nachzupflanzen.
- Mindestbreite des Pflanzstreifens (Erdreich): 0,5 m
- Pflanzabstände: Der Richtwert für Pflanzabstände bei Kletterpflanzen beträgt grundsätzlich 1 m.
- Der Abstand (Tiefe) vom Pflanzfuß zur Schallschutzwand beträgt in der Regel 0,5 m. Je nach

Unterbau des Lärmschutzwandfundamentes ist ein größerer Abstand erforderlich.

9.5      Anpflanzen von Hecken

Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 6 - WA 9 und innerhalb der öffentlichen Grünfläche sind
entlang der ausgewiesenen Signatur heimische und standortgerechte Hecken zu pflanzen.
Eingebunden in diese Hecken sind Zäune untergeordnet zulässig. Die Zäune müssen sich von den
öffentlichen Verkehrsflächen, der öffentlichen Grünfläche sowie der GFL 1-Fläche aus gesehen, hinter
der Hecke befinden.

Die Hecken können als regelmäßig geschnittene Hecken (s. g. Formschnitthecken) aber auch als
freiwachsende Wildhecken gepflanzt werden.

Die Gehölzauswahlliste ist der Festsetzung unter Pkt. 11.5 -Vorgärten / Einfriedungen- zu entnehmen.

10. Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen
     (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB i.V. m. § 9 Abs. 2 BauGB)

10.1    Passiver Lärmschutz

An Gebäudefronten in den eingetragenen Lärmpegelbereichen sind bei Neu-, Um- oder Anbauten
passive Maßnahmen zum Schutz gegen einwirkenden Lärm zu treffen. Nach außen abschließende
Bauteile von Aufenthaltsräumen sind so auszuführen, dass sie jeweils die folgenden Schalldämmmaße
aufweisen.

(Auszug aus der DIN 4109, Stand: Nov. 1989, Tab. 8, Herausgeber: DIN  - Deutsches Institut für
Normung e. V.; zu beziehen bei: Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin; einsehbar beim Stadtplanungs-
und Bauordnungsamt Bochum)

Bei Aufenthaltsräumen, die nur Fenster zu Fassaden mit einer Lärmbelastung entsprechend
Lärmpegelbereich IV aufweisen, ist durch bautechnische Maßnahmen für eine ausreichende Belüftung
(d. h. 1- bis 2-facher Luftwechsel/Std.) bei geschlossenen Fenstern und Türen zu sorgen. Dabei ist zu
gewährleisten, dass die durch die Schallschutzmaßnahmen erzielte Lärmdämmung nicht beeinträchtigt
wird. Unter der Voraussetzung, dass der Nachweis erbracht wird, dass durch bauliche Maßnahmen
(z.B. Grundrissgestaltung, Bauform, Gebäudeausrichtung) geringere Beurteilungspegel vor den
Fassaden vorliegen, können die Anforderungen des zugeordneten Lärmpegelbereiches unterschritten
werden. Die Lärmpegelbereiche sind in dem Bebauungsplan bezeichnet.

Ausnahmen von den zum Schallschutz vor Lärm getroffenen Festsetzungen können zugelassen
werden, wenn durch einen anerkannten Sachverständigen für Schallschutz nachgewiesen wird, dass
andere geeignete Maßnahmen ausreichen.

10.2    Lärmschutzwand

Im Abschnitt zwischen den Punkten A, B, C und D ist eine 2,0 m hohe Lärmschutzwand z. B.
Gabionenwand (bezogen auf die natürliche Geländeoberfläche) zu errichten und gem. textl.
Festsetzung Nr. 9.4 zu begrünen. Die Lärmschutzwand muss ein Schalldämmmaß R`w  ≥  10 dB
aufweisen.

11. Örtliche Bauvorschriften nach BauO NRW

11.1    Doppelhäuser / Hausgruppen

Doppelhäuser und Hausgruppen sind bezüglich der Fassaden- und Dachmaterialien sowie Fassaden-
und Dachfarben, der Dachneigung, -aufbauten (Dachgauben) und -einschnitte, der  Zwerchhäuser/
-giebel sowie der Ausbildung von Traufe und First einheitlich zu gestalten.

11.2    Dachform / Dachneigung

In den Allgemeinen Wohngebieten sind nur Sattel-, Pult- und Flachdächer zulässig.

11.3    Dacheindeckung

Dachsteine, Dachziegel und Metalldächer werden nur in den Farben rot, rotbraun, schwarz, grau und
anthrazit zugelassen. Dacheindeckungen mit reflektierender Glasur sind unzulässig. Für
untergeordnete Bauteile sind Blechabdeckungen zulässig. Für Flachdächer und untergeordnete
Bauteile sind anderweitige Abdeckungen zulässig. Wärmesolarkollektoren und Photovoltaikanlagen
sind zulässig. Dachbegrünungen bleiben von den Regelungen unberührt.

11.4    Dachgauben und Dachaufbauten

Dachaufbauten (Dachgauben und Zwerchhäuser) und Dacheinbauten (Dacheinschnitte,
Dachflächenfenster) sind in ihrer Summe bis maximal 50 % der Trauflänge/Firstlänge der
entsprechenden Gebäudeseite zulässig. Dachüberstände werden nicht zur Trauflänge/Firstlänge
gerechnet. Diese Baukörper müssen mit ihrem oberen Abschluss einen vertikalen Abstand von
mindestens 1,00 m zum oberen Dachabschluss und einen Abstand von mindestens 1,25 m zu den
seitlichen Gebäudeaußenwänden einhalten. Sie müssen mit Ausnahme der Zwerchhäuser um
mindestens 1,00 m horizontal gemessen hinter die darunter liegende Außenwand zurücktreten; die
Dachfläche muss unterhalb durchlaufen.

Folgende Definitionen werden zugrunde gelegt:
Dachaufbauten (Dachgauben, Zwerchhäuser) im Sinne dieser Vorschrift sind Baukörper, die über die
Grundform eines geneigten Daches hinausragen, mit Ausnahme von technischen Dachaufbauten.

Dachgauben sind Dachaufbauten, die von der darunter liegenden Außenwand zurückgesetzt sind.

Zwerchhäuser sind Dachaufbauten, deren vordere Außenwand in der Hauptflucht der Gebäude-
außenwand verläuft.

11.5    Vorgärten / Einfriedungen

Die im Bebauungsplan ausgewiesenen Vorgartenbereiche sind mit Ausnahme der Zufahrten,
Stellplätze und notwendigen Wege (Hauszugang) unversiegelt anzulegen, gärtnerisch zu gestalten und
dauerhaft als Gartenflächen zu unterhalten.

Die Grundstückseinfriedungen sind in den ausgewiesenen Vorgartenbereichen als heimische und
standortgerechte Hecken- oder Strauchpflanzung bis zu einer maximalen Höhe von 1,50 m zu pflanzen.
Eingebunden in diese Hecken sind Zäune untergeordnet zulässig. Die Zäune müssen sich von der
öffentliche Verkehrsfläche aus gesehen hinter der Hecke befinden.

Die Hecken können als regelmäßig geschnittene Hecken (s. g. Formschnitthecken) aber auch als
freiwachsende Wildhecken gepflanzt werden. Es sind kleinwüchsige Sträucher auszuwählen, wie
nachfolgend beispielhaft angegeben.

Gehölzauswahlliste für Wildhecken:
- Wildrosen (z.B. Rosa canina) diverse Arten
- Holunder (Sambucus nigra)
- Beerensträucher als gemischt bunte Beereobsthecke: Stachelbeere (Ribes uva-crispa), 

Johannisbeere (Ribes nigrum), Jostabeere (Ribes nidigrolaria)
- Mannsblut (Hypericum androsaeum)
- Schlehe (Prunus spinosa)
- Felsenbirne (Amelanchier ovalis)
- Kornelkirsche (Cornus mas)

Gehölzauswahlliste für heimische Formschnitthecken:
- Gewöhnliche Berberitze (Berberis vulgaris)
- Liguster (Ligustrum vulgaris)
- Hainbuche (Carpinus betulus)
- Rotbuche (Fagus sylvatica)
- Eibe (Taxus baccata)
- Feldahorn (Acer campestre)

11.6    Eingrünungen von Mülltonnenstandplätzen

Mülltonnenstandplätze sind innerhalb der Vorgartenbereiche mit den Hecken der Einfriedungen
einzugrünen. Anstelle der Heckenpflanzung kann die Eingrünung auch durch rankende, klimmende
oder schlingende Pflanzen erfolgen. Zulässig sind zudem Müllboxen mit Gründach (Bausysteme mit
Pflanzwanne).

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Art der baulichen Nutzung (§ 1 BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

Zulässig sind:
•Wohngebäude,
• die der Versorgung des Gebiets dienenden Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende

Handwerksbetriebe,
• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

Ausnahmsweise können zugelassen werden:
• die der Versorgung des Gebiets dienende Läden,
•Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
• sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
• Anlagen für Verwaltungen,
• Anlagen für sportliche Zwecke.

Nicht zulässig sind:
•Gartenbaubetriebe,
• Tankstellen.

2. Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 6 - WA 9 sind maximal zwei Wohneinheiten je Wohngebäude
zulässig.

3. Maß der baulichen Nutzung (§ 16 BauNVO)

3.1      Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO)

Die Höhe baulicher Anlagen wird definiert als der oberste Abschluss der Dachhaut.

Für Photovoltaikanlagen, Sonnenkollektoren und sonstige technische Aufbauten (z.B. Schornsteine,
Antennen) ist eine Überschreitung der zulässigen Höhe baulicher Anlagen bis 3 m zulässig.

Der Bezugspunkt für die festgesetzte Höhe der baulichen Anlagen ist Normalhöhennull (NHN).

3.2      Festsetzung der Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO)

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 - WA 5 kann ausnahmsweise eine Überschreitung der
festgesetzten GRZ durch Flächen für Garagengeschosse sowie ihre Zufahrten bis zu einer GRZ von
0,8 zugelassen werden. Soweit keine Geschosse darüber liegen, sind die Dächer der
Garagengeschosse gemäß textl. Festsetzung 9.3 zu begrünen. Zugänge und Terrassen bleiben
hiervon unberührt.

3.3      Zahl der Vollgeschosse (§ 20 BauNVO)

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 7 und WA 9 ist bei Gebäuden mit Flach- oder Pultdach
ausnahmsweise ein drittes Vollgeschoss zulässig, wenn die Grundfläche dieses Geschosses max. zwei
Drittel der Grundfläche des darunter liegenden Geschosses einnimmt.

4. Bauweise (§ 22 BauNVO)

Für die Allgemeinen Wohngebiete WA 6 - WA 9 wird eine abweichende Bauweise mit seitlichem
Grenzabstand analog zur offenen Bauweise festgesetzt. Die Länge der Gebäude darf im WA 6 und
WA 8  16 m und im WA 7 und WA 9   25 m nicht überschreiten.

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 6 und WA 8 sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig.

5. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO)

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 4 - WA 7 und WA 9 ist eine Überschreitung der gartenseitigen
Baugrenzen (d. h. von der Erschließungsstraße abgewandten Seite) durch Terrassen und Wintergärten
oder ähnliche Bauteile bis zu einer Tiefe von maximal 3,0 m zulässig, soweit landesrechtliche
Vorschriften nicht entgegenstehen. Diese dürfen eine Breite von max. 50 % der Fassadenbreite des
Hauptgebäudes nicht überschreiten.

6. Flächen für Nebenanlagen (§ 23 Abs. 5 S. 1 BauNVO)

In allen Allgemeinen Wohngebieten sind Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO in den
ausgewiesenen Vorgartenzonen nicht zulässig. Ausnahmsweise können begrünte Mülltonnen-
standplätze gem. textl. Festsetzung 11.6 zugelassen werden. Einfriedungen sind gem. textl.
Festsetzung 11.5 auszuführen. Zufahrten, Zugänge und Beleuchtungsanlagen sind zulässig.

7. Flächen für Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen (§ 12, § 21a BauNVO)

In den Allgemeinen Wohngebieten sind Garagen, oberirdische Stellplätze und Gemeinschaftsgaragen
in den ausgewiesenen Vorgartenbereichen nicht zulässig. Zufahrten und Zuwegungen bleiben hiervon
unberührt.

Oberirdische Gemeinschaftsgaragen sind nur innerhalb der ausgewiesenen Fläche im Allgemeinen
Wohngebiet WA 9 zulässig.

8. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

8.1      Geh-, Fahr- und Leitungsrecht der Flächen GFL 1

Die zeichnerisch festgesetzte Fläche mit der Kennzeichnung "GFL1" ist mit einem Geh-, Fahr- und
Leitungsrecht zugunsten des Leitungsträgers zu belasten. Diese Flächen sind von jeglicher Bebauung
freizuhalten und dürfen auch nicht mit Bäumen bepflanzt werden. Vor Beginn von jeglichen
Bauarbeiten/Baustelleneinrichtungen sowie des Überfahrens mit Schwerlastverkehr ist der zuständige
Leitungsträger der  Erdgashochdruckleitung zu unterrichten und in die Planungen einzubinden.

8.2      Geh-, Fahr- und Leitungsrecht der Flächen GFL 2

Die zeichnerisch festgesetzte Fläche mit der Kennzeichnung "GFL2" ist mit einem Geh-, Fahr- und
Leitungsrecht zugunsten der Stadt Bochum zu belasten. Diese Flächen sind von jeglicher Bebauung
mit Ausnahme von transportablen Fertiggaragen freizuhalten. Maßnahmen zur Bepflanzung sind mit
dem Umwelt- und Grünflächenamt der Stadt Bochum abzustimmen. Das Geh- und Fahrrecht
beschränkt sich dabei auf einen 4,0 m breiten Streifen entlang der südlichen Grenze zum Zwecke der
Unterhaltung.

9.  Pflanzmaßnahmen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 a BauGB)

9.1      Öffentliche Grünfläche -extensive naturnahe Grünanlage-

Die öffentliche Grünfläche ist als extensive Magerwiese und als naturnahe Spielwiese anzulegen. Die
Einsaat hat mit einem gebietsheimischen Saatgut aus dem Nordwestdeutschen Tiefland mit einer
Saatgutmischung (z. B. Blumenrasen, Kräuterrasen) zu erfolgen. Vor Einsaat der Fläche ist die neue
Deckschicht mit Schotter/Kies und Sand so vorzubereiten, dass sie einem Magerstandort entspricht.
Die extensive Pflege erfolgt angepasst an die Saatgutmischung. Das Schnittgut ist abzufahren. Die
weitere Ausgestaltung der Fläche ist unter Hinweise dem Pkt. 5 zu entnehmen.

Die aufgeführten Gehölze gelten als Anregung und müssen nicht vollständig und der Flächengröße
entsprechend gepflanzt werden.

Gehölzauswahlliste:

- Großfruchtige Felsenbirne (Amelanchier lamarkii "Balleriana")
- Gemeine Felsenbirne (Amelanchier ovalis)
- Scheinquitte (Chaenomeles japonica)
- Quitte (Cydonia oblonga)
- Hundsrose od. andere heimische Rosenarten mit Hagebuttenfrüchten (Rosa canina)
- Holunder (Sambucus nigra)
- Hasel (Corylus avellana)
- Stachelbeere (Ribes uva-crispa)
- Johannisbeere (Ribes nigrum)
- Jostabeere (Ribes nidigrolaria)
- Himbeere (Rubus ideacus) Kulturformen
- Brombeere (Rubus fruticosa) Kulturformen
- Wildapfel (Malus sylvestris)
- Faulbaum (Frangula alnus)
- Eberesche (Sorbus und Verwandte)
- Kornelkirsche (Cornus mas)
- Maibeere (Lonicera caerula)
- Apfelbeere, schwarzfrüchtig (Aronia melanocarpa)
- Mispel (Mespilus germanica)

9.2      Anpflanzen von Bäumen

Anpflanzen von Straßenbäumen

Innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche sind mindestens 25 standortgerechte, klein- bis mittelkronige
Laubbäume in der Pflanzqualität “Hochstamm, 4 x verpflanzt, mit Drahtballierung, Stammumfang 20 -
25 cm“ zu pflanzen. Die Baumbeete müssen mindestens 2 m x 3 m groß sein und sind mit einer
Oberfläche aus Dolomitsand oder gleichwertigem Material zu versehen. Die Anpflanzungen sind
dauerhaft zu erhalten und ausfallende Bäume sind entsprechend nachzupflanzen. Es sind
standortgerechte heimische Arten zu verwenden.

Pflanzempfehlung Straßenbäume (mittelkronige Laubbäume):
- Acer campestre "Huibers Elegant", Höhe: 6-10 m
- Acer platanoiedes "Fairview", Höhe: 13-15 m
- Acer rubrum "Scanlon", Höhe: 10-12 m
- Prunus padus "Albertii", Höhe: 6-8 m

Anpflanzen eines Solitärbaumes

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes WA 3 ist ein Solitärbaum in der Pflanzqualität "Hochstamm,
4 x verpflanzt, mit Drahtballierung, Stammumfang min. 30  - 35 cm", Stammhöhe mind. 4 - 5 m hoch
anzupflanzen. Die Anpflanzung ist dauerhaft zu erhalten und ausfallende Bäume sind entsprechend
nachzupflanzen. Es sind standortgerechte heimische Arten zu verwenden.

Pflanzempfehlung als Solitärbaum als heimische Arten (keine Zuchtformen, da Priorität als
Bienenweide und Nektarspender).
- Winterlinde (Tilia cordata) Höhe: 15-25 m
- Schwedische Mehlbeere (Sorbus intermedia) Höhe: 10-12 m
- oder andere standortgerechte heimische Laubbäume 2. Ordnung

KENNZEICHNUNGEN

1. Bergbau

Das Plangebiet hat bergbaulichen Einwirkungen unterlegen. Das Planungsvorhaben liegt über den auf
Steinkohle und Eisenstein verliehenen Grubenfeldern "Prinz-Regent“ und "Dahlhausen". Heutiger
Eigentümer beider Bergwerksfelder ist die E.ON AG Immobilien/Montan, Essen.

Auf Grundlage eines durchgeführten Erkundungsprogramms ist für die untersuchte Fläche des
ehemaligen Bahnhofes Weitmar nicht von negativen bergbaulichen Einwirkungen auf die Tagesober-
fläche aus nicht dokumentiertem, flächenhaften Kohleabbau in den Flözen Helene, Luise, Angelika,
Dickebank und Dünnebank sowie weiteren auf dem Grundstück ausstreichenden Flözen auszugehen.

Der gekennzeichnete Luftschacht auf dem Hasenwinkel- Himmelscroner- Erbstollen hingegen ist
lediglich mit Lockermaterial verfüllt. Diese Art der Sicherung entspricht nicht dem heutigen Stand der
Technik, so dass jederzeit mit einem Abgehen der Füllsäule zu rechnen ist. Beim Eintritt eines solchen
Ereignisses können Setzungen, Sackungen bis hin zu einem Einbrechen der Tagesoberfläche in der
näheren Umgebung des Schachteinstieges nicht ausgeschlossen werden.

Zur Abwehr des sich ergebenen Gefährdungspotenzials ist eine Sicherung des Luftschachtes für den
einwirkungsrelevanten Abschnitt vorzunehmen. Die Vorhabenausführung ist durch einen von der
Bezirksregierung Arnsberg öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen für Einwirkungen des
tages- und oberflächennahen Altbergbaus auf die Tagesoberfläche aus dem Geschäftsfeld des
Markscheidewesen / der Bergschadenkunde fachgutachterlich zu begleiten.

Die Bauherren sind gehalten, im Zuge der Planung zwecks eventuell notwendig werdender
Anpassungs- und Sicherungsmaßnahmen (§§ 110 ff BBergG) mit den Bergwerksfeldeigentümern
Kontakt aufzunehmen.

2. Bodenbelastungen / Altlasten

•Den überwiegenden Teil des Plangebietes stellt das alte Gelände des Güterbahnhofes dar. Hier
ist/war die Geländeoberfläche der ehemaligen Bahnflächen großflächig versiegelt (z.T. Pflastersteine
/ Schotterflächen etc). Der darunter folgende Bodenaufbau besteht aus Auffüllungen von 0,2 - 1,8 m.
Bei einem Großteil der Böden wurden bis in Tiefen von max. 1,1 m unter GOK Überschreitungen des
Zuordnungswertes Z 2 der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) für polycyclische aromatische
Kohlenwasserstoffe (PAK) im Boden nachgewiesen. Der darunter anstehende Boden ist auf der
Grundlage der durchgeführten Analysen der LAGA Klasse Z 0 zuzuordnen und ist somit unbelastet.

• Im Hinblick auf die zukünftige Nutzung als Wohngebiet werden alle belasteten Bodenbereiche
entfernt, überbaut und mit sauberem Boden überdeckt. Alle Erdarbeiten müssen aus
umwelttechnischen Gesichtspunkten unter der Aufsicht eines entsprechenden Fachgutachters und
auf Basis eines Umnutzungs-/Sanierungskonzeptes durchgeführt werden.

• Änderungen und Abweichungen vom Umnutzungs-/Sanierungskonzept sind unverzüglich der Unteren
Bodenschutzbehörde (UBB) anzuzeigen und bedürfen einer vorherigen Zustimmung.

•Die Arbeiten sind nach Beendigung der Maßnahme durch den Fachgutachter in einem Abschluss-
bericht zu dokumentieren und der Unteren Bodenschutzbehörde (UBB) vorzulegen.

• Oberflächennah einzubauender und extern angelieferter Boden (Gartenbereiche, Randgrün etc.)
muss bis in eine Tiefe von mind. 0,6 m unter der Geländeoberkante (GOK) die Vorsorgewerte der
Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) oder die Zuordnungswerte Z 0 der LAGA einhalten. Die
Analytik hierzu ist der UBB einzureichen.

3. Ausgasungen

•Das Plangebiet liegt im Bereich ehemaliger Bergbauschächte. Grundsätzlich muss im Bereich der
Tagesöffnungen aller verlassenen Schächte des Steinkohlenbergbaus mit Methan(CH4)
Zuströmungen gerechnet werden. In Abstimmung mit der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung für
Bergbau und Energie, werden aufgrund der meist diffus auftretenden Gaszuströmungen bei
Neubauvorhaben und bei Tiefbaumaßnahmen Vorsorgemaßnahmen erforderlich, die durch einen
Sachverständigen zu konzipieren sind. Da es zur bautechnischen Beherrschung von Methanaustritten
bislang keine technischen Normen oder einheitliche Ausführungsrichtlinien gibt, bieten das für die
Ausführung von Gasflächendrainagen entwickelte “Handbuch Methangas” der Stadt Dortmund und
das “Handbuch zur bautechnischen Beherrschung von Methanaustritten mittels Geotextilien” der “TFH
Georg Agricola” in Bochum technische Lösungen an.

•Hinsichtlich der Ausgasungs- und Standsicherheitssituation der Schächte sowie bezüglich des jeweils
für den Schacht verantwortlichen Bergwerkeigentümers, mit dem die baulichen Maßnahmen
abzustimmen sind, sollte in jedem Fall mit der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung für Bergbau und
Energie, Goebenstraße 25 in 44 135 Dortmund, Kontakt aufgenommen werden.

• Grundsätzlich liegt das Plangebiet in der Zone 0 der Karte der potentiellen Gruben-
gasaustrittsbereiche im Stadtgebiet Bochum (Hollmann, November 2000; überarbeitet im April 2005).
Gemäß dem Gutachten “Potentielle Gefährdungsbereiche aus Methanzuströmungen im Stadtgebiet
Bochum” sind in diesem Bereich nach dem bisherigen Kenntnisstand kritische, aus dem
Steinkohlengebirge stammende Methanzuströmungen nicht zu erwarten.

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME

1. Schacht der Zeche Fortuna

An der nordwestlichen Grundstücksgrenze (vor Haus Nr. 49) liegt außerhalb des Plangebietes der
Schacht Fortuna, welcher bis auf das Niveau des in einer Tiefe von 60 m liegenden
Hasenwinkel-Himmelscroner-Erbstollen reicht. Dieser wurde nach Angaben der E.ON AG im Jahre
1999 durch Verpressmaßnahmen ausreichend gesichert, so dass hiervon keine direkte Gefahr mehr
auf den Untersuchungsbereich ausgeht. Die genaue Lage wird im Bebauungsplan nachrichtlich
dargestellt.

2. Laufgräben und Schützenlöcher

Innerhalb des Plangebiets befinden sich ehemalige Laufgräben und Schützenlöcher, die mittlerweile
verfüllt sind. In diesen Bereichen der Laufgräben und Schützenlöcher ist eine systematische
Oberflächendetektion erforderlich. Die Lage wird im Bebauungsplan nachrichtlich dargestellt.

3. Hochspannungsfreileitung (Abzweig Weitmar, BL. 1797)

Nördlich außerhalb des Plangebiets verläuft in ca. 60 m Entfernung in Ost-West-Richtung die
110-KV-Hochspannungsfreileitung Abzweig Weitmar, BL. 1797. Diese Freileitung inkl. Schutzstreifen,
die außerhalb des Plangebiets liegt, wird nachrichtlich im Bebauungsplan dargestellt.

4. Fernmeldekabel (A30284)

Im Plangebiet verläuft in West-Ost-Richtung ein Fernmeldekabel der RWE Westfalen-Weser-Ems
Netzservice GmbH (siehe auch unter Hinweise). Das Fernmeldekabel wird nachrichtlich dargestellt.

5. Ferngasleitung (Nr. 64/5/2, DN 400)  +  Ausblaseleitung (DN 150)

Im Plangebiet verlaufen innerhalb der Straße "An der Holtbrügge/Karl-Friedrich-Straße" eine Ferngas-
leitung sowie eine Ausblaseleitung. Die Leitungen werden nachrichtlich dargestellt.

HINWEISE

1. Kampfmittel

Der Bebauungsplan liegt in einem bekannten Bombenabwurfgebiet. Es ist daher zwingend erforderlich,
die zu bebauenden Flächen und Baugruben im Vorfeld auf darunter befindliche Kampfmittel
abzusuchen. Alle Arbeiten des Baugrundeingriffs sind grundsätzlich ohne Gewaltanwendung und
erschütterungsarm durchzuführen. Zusätzlich ist im Bereich der Laufgräben und Schützenlöcher eine
systematische Oberflächendetektion erforderlich. Weist der Erdaushub auf außergewöhnliche
Verfärbung hin oder werden verdächtige Gegenstände festgestellt, sind die Arbeiten sofort einzustellen
und der Staatliche Kampfmittelbeseitigungsdienst über die Feuerwehr bzw. über die Polizei zu
verständigen. Weitere Hinweise und Vorgaben zur technischen Ausführung sind zudem der
Begründung zum Bebauungsplan zu entnehmen.

2. Versorgungsleitungen

a) Erdgashochdruckleitung L.-Str. 5020

Im Plangebiet verläuft in Nord-Süd-Richtung eine Erdgashochdruckleitung der RWE
Westfalen-Weser-Ems Netzservice GmbH. Die Leitung ist innerhalb eines Schutzstreifens von 6 m
(jeweils 3 m rechts und links der Leitungsachse) von jeglicher Bebauung freizuhalten und darf auch
nicht mit Bäumen bepflanzt werden.

Alle geplanten Maßnahmen im Näherungs- bzw. Schutzstreifenbereich der Leitung sind vor Beginn der
Baumaßnahmen rechtzeitig mit dem Leitungsträger abzustimmen.

In der Planzeichnung wurde ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des Leitungsträgers
festgesetzt.

b) Fernmeldekabel A30284

Im Plangebiet verläuft in West-Ost-Richtung ein Fernmeldekabel der RWE Westfalen-Weser-Ems
Netzservice GmbH. Alle geplanten Maßnahmen im Näherungs- bzw. Schutzstreifenbereich der Leitung
sind vor Beginn der Baumaßnahmen rechtzeitig mit dem Leitungsträger abzustimmen.

Das Fernmeldekabel wird nachrichtlich dargestellt.

c) Ferngasleitung Nr. 64/5/2, DN 400 + Ausblaseleitung DN 150

Im Plangebiet verlaufen entlang der Straße "An der Holtbrügge/Karl-Friedrich-Straße" eine
Ferngasleitung sowie eine Ausblaseleitung der Open Grid Europe GmbH. Die Leitungen sind  innerhalb
eines Schutzstreifens von 8 m (jeweils 4 m rechts und links der Leitungsachse) von jeglicher Bebauung
freizuhalten.

Alle geplanten Maßnahmen im Näherungs- bzw. Schutzstreifenbereich dieser Leitung sind vor Beginn
der Baumaßnahmen rechtzeitig mit dem Leitungsträger abzustimmen.

Die Ferngasleitung wird nachrichtlich dargestellt.

3. Bodendenkmäler

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d. h.
Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen
Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen
Lebens aus Erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der
Stadt/Gemeinde als Untere Denkmalbehörde und/oder der LWL-Archäologie für Westfalen,
Außenstelle Olpe (Tel.: 02761/ 93750; Fax: 02761/ 937520) unverzüglich anzuzeigen und die
Entdeckungsstätte mindestens drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten (§ 15 u. 16
Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der
Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und
für wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monate in Besitz zu nehmen (§ 16 Abs. 4 DSchG NW).

4.  Schutz des Oberbodens

Der bei Baumaßnahmen anfallende unbelastete Ober- sowie Unterboden ist zu Beginn der
Baumaßnahme abzutragen, in nutzbarem Zustand zu erhalten sowie vor Vergeudung und Vernichtung
zu schützen.

Der abgetragene Boden ist zwischen zu lagern und innerhalb des Bebauungsplangebiets an
geeigneten Stellen wiederzuverwenden. Kulturfähiger, humoser Oberboden sowie andersartige Stoffe
sind nicht dauerhaft mit Boden zu überschütten. Anschüttungen im Zuge der Wiederverwendung des
Bodens oder Rekultivierung von Baustellenflächen sind auf die lokalen Bodenverhältnisse
abzustimmen. Baubedingte Bodenbelastungen sind auf ein Mindestmaß zu beschränken und nach
Abschluss der Bautätigkeit zu beseitigen.

Zu beachtende DIN-Vorschriften: DIN 19660 -Landschaftspflege bei Maßnahmen der Bodenkultur und
des Wasserbaus- sowie DIN 18915 -Bodenarbeiten-.

5.  Ausgestaltung der öffentlichen Grünfläche

Die Spielwiese kann zum Anreiz für Kinder, zum Klettern und Balancieren mit liegenden
Baumstämmen, großen Steinen und Erdhügeln ausgestattet werden. Auch der Bau einer freistehenden
Trockenmauer mit entsprechender Spaltenvegetation kann als Ausgleichsmaßnahme gelten. Eine
Mischung aus Beerensträuchern heimischer und kultureller Herkunft wertet die Kompensationsfläche
weiter ökologisch auf und gibt den Kindern einen Exkurs für Essbares aus der Natur. Vereinzelt kleine
Bäume als Solitär oder zwischen den Sträuchern gepflanzt tragen weiterhin zur Artenvielfalt im
Siedlungsraum bei.

6.  Landschaftsökologischer Begleitplan

Die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind in einem eigenständigen
Landschaftspflegerischen Begleitplan behandelt worden. Der Landschaftspflegerische Begleitplan ist
Grundlage für die Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung.
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Der Bebauungsplan besteht aus diesem
Blatt.

Bochum, den ..........................

Die Oberbürgermeisterin
I.A.

............................................

Die Planunterlage entspricht den Anforderun-
gen des § 1 der Planzeichenverordnung 1990.
Die Festlegung der städtebaulichen Planung
ist geometrisch eindeutig. Der Katasterbestand
der Planunterlage ist vom 26.02.2014.

Bochum, den ..........................

Amt für Geoinformation,
Liegenschaften und Kataster
I.A.

............................................

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS

Der Ausschuss für Wirtschaft, Infrastruktur- und
Stadtentwicklung der Stadt Bochum hat in der
öffentlichen Sitzung am ..........................
(TOP Nr.          ) den Beschluss zur Aufstellung
dieses Bebauungsplanes gefasst.

Der Aufstellungsbeschluss ist am ..........................
ortsüblich bekannt gemacht worden.

Bochum, den ..........................

Die Oberbürgermeisterin
I.A.

............................................

ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß
§ 3 Abs. 1 BauGB ist in der Zeit vom ..........................
bis .......................... durchgeführt worden.

Am .......................... hat eine Bürgerversammlung
stattgefunden.

Bochum, den ..........................

Die Oberbürgermeisterin
I.A.

............................................

BEHÖRDENBETEILIGUNG

Die Behörden und sonstige Träger öffentlicher
Belange wurden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit
Schreiben vom .......................... um Stellung-
nahme zu dem Planentwurf in der Fassung vom
.......................... gebeten.

Bochum, den ...........................

Die Oberbürgermeisterin
I.A.

............................................

BESCHLUSS DER ÖFFENTL. AUSLEGUNG

Der Ausschuss für Wirtschaft, Infrastruktur- und
Stadtentwicklung der Stadt Bochum hat in der
öffentlichen Sitzung am ..........................
(TOP Nr.       )  die öffentliche Auslegung des
Planentwurfes in der Fassung vom
.......................... beschlossen.

Bochum, den ..........................

Die Oberbürgermeisterin
I.A.

............................................

ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG

Der Planentwurf in der Fassung vom .................
............... lag gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit
vom ............................ bis ............................  ein-
schließlich öffentlich aus.
Ort und Dauer der Auslegung wurden am
..........................  ortsüblich bekannt gemacht.

Bochum, den ..........................

Die Oberbürgermeisterin
I.A.

............................................

SATZUNGSBESCHLUSS

Der Rat der Stadt Bochum hat gemäß § 10 Abs. 1
BauGB in der öffentlichen Sitzung am ..........................
(TOP Nr.               ) diesen Bebauungsplan als
Satzung beschlossen.

Bochum, den ..........................

.........................................        ..........................................
Oberbürgermeisterin        Schriftführer

INKRAFTTRETEN

Der Beschluss des Bebauungsplanes wurde gemäß
§ 10 Abs. 3 BauGB am .......................... ortsüblich
bekannt gemacht.

Mit der Bekanntmachung trat der Bebauungsplan in
Kraft.

Bochum, den ..........................

Die Oberbürgermeisterin
I.A.

............................................

Für die Erarbeitung des Planentwurfes

Bochum, den ..........................

Die Oberbürgermeisterin
I.V.  /  I.A.

..........................................      .......................................
Stadtbaurat        Leiter des Stadtplanungs- 

                 und Bauordnungsamtes

ERNEUTE ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG

Der geänderte / ergänzte Planentwurf in der Fassung
vom .......................... lag gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB
in der Zeit vom .......................... bis ..........................
einschließlich erneut öffentlich aus.

Ort und Dauer der erneuten Auslegung wurden am
.......................... ortsüblich bekannt gemacht.

Bochum, den ..........................

Die Oberbürgermeisterin
I.A.

............................................
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Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen unterhalb
der Gebäudeoberfläche §§ 23 Abs. 1 S. 2, 16 Abs. 5 BauNVO

RECHTSGRUNDLAGEN

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 1748).

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548).

Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.
Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509).

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) in der jetzt geltenden
Fassung (SGV. NRW. 2023).

Abkürzungen:

BGBl. -  Bundesgesetzblatt

GV. NRW -  Gesetz- und Verordnungsblatt Nordrhein-Westfalen

Blatt: 1 / 1

Maßstab im Original: 1 : 500

Planstand: Satzung

Fassung des Bebauungsplanes: 20.08.2015

Blattformat: 841 x 1930 mm
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